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Sagen was ist?

»Bei mir in Duisburg gibt es in manchen Gegenden Sozialleistungsmissbrauch. In Deutschland gilt: 
Wer nicht genügend Geld für sich und seine Familie verdient, kann ergänzend Bürgergeld 
beantragen. Es gibt jedoch ausbeuterische Strukturen, die Menschen aus anderen europäischen 
Ländern nach Deutschland locken und ihnen Mini-Arbeitsverträge anbieten. Gleichzeitig lassen sie 
diese Menschen Bürgergeld beantragen und schöpfen die staatlichen Mittel dann selbst ab! Das 
sind mafiöse Strukturen, die wir zerschlagen müssen.«

Bärbel Bas (SPD), Bundesarbeitsministerin — Stern, Juni 2025



EU-Zugewanderte in Deutschland

5.049.225 EU-Staatsangehörige in Deutschland — 35,9 % aller 14,06 Mio. Ausländer

Rumänien

ca. 914.000

6,5 % aller Ausländer

Größte EU-Gruppe

Polen

ca. 872.000

6,2 % aller Ausländer

Italien

ca. 633.000

4,5 % aller Ausländer

Bulgarien

ca. 436.000

3,1 % aller Ausländer

Kroatien

ca. 422.000

3,0 % aller Ausländer

Rumänien + Bulgarien: ca. 1.350.000 — 26,7 % aller EU-
Staatsangehörigen in Deutschland

Trend 2024: Erstmals negativer EU-Wanderungssaldo seit 2008
Rumänien -3.446 | Bulgarien -8.826 — mehr verlassen 
Deutschland als zuwandern

Quelle: BAMF Migrationsbericht 2024 (Stichtag 31.12.2024); Mediendienst Integration; Destatis AZR.



Das Missbrauchsnarra9v und die Zahlen

768.110
sozialversicherungspflichtig oder

geringfügig Beschäftigte
aus Rumänien + Bulgarien

Beschäftigungsquote: 69 %

Ø ausländische Bevölkerung: 57,8 %

Quelle: IAB Zuwanderungsmonitor Okt. 2025

7.633
EU-Bürger*innen mit monatlichem

Einkommen unter 175 €
(BT-Drs. 21/5049, März 2026)

SGB-II-Hilfequote: 14,1 %

Ø ausländische Bevölkerung: 19,5 %

Quelle: IAB Zuwanderungsmonitor Okt. 2025

421
bundesweite Fälle 
»bandenmäßigen 
Betrugs« 2024 — 3 
Verurteilungen

5,6 %
Anteil RO/BG an 
Tatverdächtigen von 
Missbrauch (NRW) 

44–
50%

unter 
Niedriglohnschwelle 
2.530 € (beschäWigt aus 
RO/BG)

94 %
Lokales Bsp. Duisburg:  
Rumän*innen arbeiten 
mehr als geringfügig



Einwanderung in das Sozialsystem? Was gilt?

Der Ausschluss ist Gesetz

§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB II
EU-Zugewanderte ohne Arbeitnehmer- oder Selbständigenstatus 
erhalten kein Bürgergeld — seit 1. Januar 2017, bundespolitisch 
gewollt.

§ 23 Abs. 3 SGB XII - Überbrückungsleistungen
Die einzige Ausweichleistung überbrückt bis zur Ausreise — kein 
Integrationsziel. In der Praxis kaum gewährt.

Keine empirische Grundlage

Es gibt keine Zahlen zum tatsächlichen Ausmaß des 
unterstellten Missbrauchs durch EU-Zugewanderte.

421
bundesweite Betrugsverfahren 2024 — 3 Verurteilungen

Rechtskonform ausgeschlossen — und politisch gewollt, ohne 
je belegt zu sein.



Bloß keine soziale Verantwortung: Beispiel ASMK November 2025

Die Arbeits- und Sozialministerkonferenz fasst auf ihrer Novembersitzung 2025 einen weitreichenden Beschluss zur Krankenversorgung von 
EU-Staatsangehörigen:

Rücknahmeabkommen

Forderung nach »Rücknahmeabkommen mit den hauptsächlich 
betroffenen, insbesondere osteuropäischen Herkunftsländern«. 
Integrations- und Rückkehrverpflichtungen.

Aufklärungskampagnen

Kampagnen in Herkunftsländern über »tatsächliche 
Lebensumstände« in Deutschland. Subtext: Migration als 
Informationsproblem — nicht als Reaktion auf strukturelle 
Arbeitsnachfrage.

Verantwortungsverschiebung

Prüfung: Sozialleistungsansprüche an Rückkehrverpflichtungen 
knüpfen. Clearingstellen — ohne dauerhafte Finanzierung durch 
Bund oder Länder.

Koordinierungsrecht verletzt

VO 883/2004 Art. 11 Abs. 3: Zuständigkeit liegt beim 
Wohnmitgliedstaat. Deutschland — nicht Rumänien — ist für die 
Versorgung seiner EU-Einwohner*innen zuständig.



Sozialstaatskommission + Bundesrat Januar 2026: Weitere Forderungen

Sozialstaatskommission, 28. Jan. 2026

›  Empfehlung 5: Sozialleistungszugang nur bei »vollzeitnaher oder 
Vollzeitbeschäftigung« und »ausreichender 
Mindestbeschäftigungsdauer«

›  Begründung: EU-Recht schaffe Ansprüche »schon bei relativ 
geringfügigem Umfang« — erzeuge »Fehlanreize«

›  Programm: »Modernisierung des Sozialstaats« — Restriktion im 
Gewand der Reform

›  Betrifft überproportional Frauen in Teilzeit und Beschäftigte in 
Niedriglohnbranchen

Bundesrat, 30. Jan. 2026 (BR-Drs. 527/25)

›  Bürgergeld-Zugang erst nach 12 Monaten sv-pflichtiger 
Beschäftigung in einem EU-Staat

›  Kindergeld-Indexierung nach Lebenshaltungskosten des Wohnorts 
des Kindes — 2× durch EuGH verworfen

›  Bund-Länder-AG »organisierte Kriminalität/Sozialleistungsbetrug«; 
Datenaustausch Polizei–Jobcenter

›  »Kriminelle Banden, die oftmals EU-Bürger aus dem 
südosteuropäischen Ausland unter menschenunwürdigen 
Bedingungen untergebracht haben«



Eine koordinierte Bewegung in den letzten 24 Monaten

Jun.
2024

IMK TOP 15
Potsdam

Verlus]est-
stellungen;

erste Signale

Nov.
2025

ASMK

Krankenver-
sorgung;

Rücknahme-
abkommen

Dez.
2025

IMK TOP 47
Bremen

Stufenmodell
Freizügigkeit;

Datenaustausch

28.1.
2026

Sozialstaats-
kommission

Vollzeit-
Voraussetzung

Sozialleistungen

30.1.
2026

Bundesrat
10-Punkte

12 Monate
Vorarbeit;

Kindergeld-
Index

Apr.
2026

Erlasse
Stuttgart
+ NRW

Verwaltungs-
praxis vor
Gesetz;

Schwellen-
werte

Die poliFsche Diskussion zeiFgt bereits jetzt weitreichende Folgen in der Verwaltungspraxis — noch vor jeder Gesetzesänderung.



Wen würde es konkret wie treffen? 

Luciana M., 38, aus Slatina/Rumänien — seit 4 Jahren in D., Reinigungskraft, zwei Minijobs (insg. 19h/Woche, 620 €/Monat), kein eigener
Mietvertrag – ein fiktiver Fall:

ASMK: Rücknahmeabkommen

Seit 18 Monaten Zahnschmerzen, keine Zahnarztbehandlung 
leistbar. Nach ASMK-Logik: »Rückkehr nach Rumänien«. 

Bundesrat: 12 Monate Vorarbeit

Arbeit in Rumänien: Landwirtschaft undokumentiert. 
Ergebnis: keine 12 Monate EU-Beschäftigung → kein Bürgergeld, 
auch nach 4 Jahren Arbeit in Deutschland.

Sozialstaatskommission: Vollzeit

19h/Woche = nicht »vollzeitnah«. Dabei: 2 von 3 Reinigungskräsen 
in D. Teilzeit — die Branchenstruktur erzwingt das. Nicht Wahl, 
sondern Markt.

Erlasse Stuttgart/NRW: Schwellenwert

620 € → Jobcenter Stuttgart verneint Arbeitnehmerstatus (EuGH C-
14/09 Genc: 5h34min/Woche und 175 /Monat begründen 
Arbeitnehmerstatus. Klar rechtswidrig.



Rumänien im deutschen Diskurs: eine Kontinuität seit 1990

Was 2013 wie eine neue Debatte wirkte, hatte Vorläufer — immer mit Rumänien als markiertem Herkunftsland:

1990–93 Asylkompromiss »Asylmissbrauch«-Debatte: Rumänien explizit als Hauptherkunftsland markiert. “Schwanen-Erzählung”, 
Rostock-Lichtenhagen 1992. Verschärfung Asylrecht 1993.

1999 Kosovokrieg/
Beitrittsprozess/

Erneuter Zuzug; Roma aus postjugoslawischem Raum und aus Rumänien werden in einem Atemzug
diskutiert, Armenhaus Europas etc.

2007 EU-Beitritt RO/BG Volle Freizügigkeit noch nicht — aber sofortige Debatte: »Was kommt auf uns zu?« Rumänien als 
Problemland antizipiert.

2012–14 Arbeitnehmer-
freizügigkeit Januar 2014 als Datum der »Armutsmigraxon«-Panik. Der Diskurs beginnt 2011/12 — ca. zwei Jahre vor 

dem eigentlichen Datum.

2025–26 Bundesebene Bas, ASMK, Sozialstaatskommission, Bundesrat. Wieder explizit: »osteuropäische Herkunftsländer«, 
»südosteuropäisches Ausland«.



»Eine solche europäische 
Armutszuwanderung hat es in diesem 
Maße und in dieser Konstellation 
schwieriger Begleitbedingungen noch 
nicht gegeben.«

Positionspapier des Deutschen Städtetages
22. Januar 2013, S. 4



Erfolgreiches Agendasetting — das Framing 2013

»Es gibt Zigtausende junge Bulgaren und Rumänen, die [...] fleißig arbeiten 
oder studieren. Sie halten ihr Geld zusammen, sie lernen Sprachen, sie bilden 
sich. Sie fallen niemandem auf und niemandem zur Last, sie gehören zur 
europäischen Elite von morgen.

Diejenigen, die auffallen [...], sind fast ausschließlich Roma.«

Klaus Brill, Süddeutsche Zeitung, 20. Februar 2013, S. 4



„Ganze ‚Straßenstriche‘ sind mittlerweile fest in bulgarischer Hand. Mangelnde Kenntnis des so 
anderen deutschen Gesellschafts- und Rechtssystems sowie die aus dem Heimatland transportierten 
ethnisch-spezifischen Lebensgewohnheiten verschärfen die Problematik. Die persönliche Entwicklung 
und Sozialisation der Menschen erfolgte unter Bedingungen, die elementare Strukturen einer 
europäischen Zivilgesellschaft nicht kennt [sic}.“

Deutscher Städtetag, Brief an Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich, 20. April 
2012, S. 4



Der Kontext

Die diskursiven Bausteine sind älter — in Regierungsdokumenten und Ministeraussagen formuliert:

»Biologen verwenden für ›Organismen, die zeitweise oder dauerhaft zur Befriedigung ihrer 
Nahrungsbedingungen auf Kosten anderer Lebewesen – ihren Wirten – leben‹, übereinstimmend 
die Bezeichnung ›Parasiten‹. Natürlich ist es völlig unstatthaft, Begriffe aus dem Tierreich auf 
Menschen zu übertragen. Schließlich ist Sozialbetrug nicht durch die Natur bestimmt, sondern vom 
Willen des Einzelnen gesteuert.«
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA): »Vorrang für die Anständigen — Gegen Missbrauch, Abzocke und Selbstbedienung im Sozialstaat«, Berlin 2005

»Wir brauchen die, die uns nutzen, und nicht die, die uns ausnutzen. Das sollte unser 
Programmsatz für die Zuwanderungspolitik sein.«

Hans-Peter Friedrich (CSU), Bundesinnenminister: Leipziger Volkszeitung, 15.05.2011



Zwischenfazit: Rohe Bürgerlichkeit und Sozialchauvinismus

Rohe Bürgerlichkeit (Heitmeyer)
Ausgrenzung wird salonfähig — nicht 
durch offenen Rechtsextremismus, 
sondern  aus der Mitte heraus wird 
das Sagbare verschioben.

Sozialchauvinismus
Sozialpolitik wird ethnisiert: der 
Wohlfahrtsstaat als Privileg der 
Zugehörigen, nicht als 
Universalprinzip.

2013  Städtetag 
»ethnisch-spezifische Lebensgewohnheiten... elementare Strukturen einer europäischen 
Zivilgesellschaft nicht kennt«

2013 ff.  Medien
»Diejenigen, die auffallen [...], sind fast ausschließlich Roma«,
Roma später immer weniger offen genannt

2025/26  Bundesarbeitsministerin Bas (SPD)
»Das sind mafiöse Strukturen, die wir zerschlagen müssen.«



Verwaltungshandeln

BA-Arbeitshilfe: »Bekämpfung von bandenmäßigem Leistungsmissbrauch 
durch EU-Bürger«

BA Zentrale GR 11 | Stand: Januar 2022 | »Nur für den internen Dienstgebrauch«

Zielgruppe

Adressiert explizit »nichtdeutsche EU-Bürger« — nicht Sozialbetrug allgemein, sondern eine 
spezifische Nationalitätengruppe

Erkennungsmerkmale

Mehrfachbelegung an einer Adresse, gleicher »Dolmetscher«, gut ausgefüllte Anträge trotz 
schlechter Sprachkenntnisse, Minijob + Bürgergeld-Antrag

Institutionalisierung

Läuft seit 2018 in mittlerweile mehreren Auflagen — kein Einzelerlass, sondern dauerhaftes 
Verwaltungsinstrument bundesweit

Wirkung

Stellt jeden Antrag von EU-Zugewanderten unter strukturellen Verdacht — unabhängig von 
der Rechtslage im Einzelfall



Institutioneller Rassismus in der Praxis: empirische Befunde

InRa-Studie (ADS, Dez. 2025)

→  Roma sind die am stärksten von Rassismus betroffene Gruppe in 
Jobcentern.

→  1.400 Sachbearbeitende, 60 Jobcenter: negative Medienberichte 
führen zu negativerer Beurteilung von Anträgen.

→  Kultureller Rassismus: Individuum gilt als durch »Kulturkreis« 
determiniert — strukturelle Ursachen werden ausgeblendet.

DeZIM/IAQ Jobcenter-Studie (2024)

→  »Die Menschen werden lediglich verwaltet, jegliche Hoffnung 
aufgegeben« — Jobcenter-Aussage, westl. Bundesland.

→  46 % von 396 Beratungsstellen (2020): Jobcenter verneinten 
Arbeitnehmerstatus vorschnell — auch bei Vollzeitbeschäsigung.

→  Arbeitgeber in Doppelrolle als Vermieter + Kreditgeber: »doppelte 
Ausbeutung« systematisch dokumentiert.



Zwei-Klassen-Freizügigkeit

Freizügigkeit für die wirtschaftlich Verwertbaren — Rückkehrdruck für alle anderen

Freizügigkeit gilt uneingeschränkt für:
→  Vollzeitbeschäftigt, gesund, eigenständig versichert
→  Ohne staatliche Unterstützung
→  Gut qualifiziert und durchgängig erwerbstätig
Unabhängig von Herkunft — aber faktisch selten niedriglöhnig 
Beschäftigte aus Südosteuropa

Rückkehrdruck erzeugt wird für:
→  Teilzeit / Minijob / Niedriglohn
→  Pflegebedarf / chronisch krank
→  Lücke im Krankenversicherungsschutz
→  Ergänzender Bürgergeld-Bezug durch Aufstockung
Also: Rumänin*en und Bulgar*innen in Deutschland 
überproportional

Krauß, Verfassungsblog, 12.2.2026: verfassungsblog.de/sozialleistungen-eu/



Was kann — und muss — getan werden?

1 — Zuständigkeit klären
Deutschland ist Wohnmitgliedstaat (VO 883/2004 Art. 11). Sozialpolitische Verantwortung liegt bei Bund, 
Ländern, Kommunen — kein Verweis auf EU als Zuständige.

2 — Hilfebedarf anerkennen, Pullfaktor-Logik aufgeben
7.633 EU-Bürger*innen unter 175 €/Monat — der Hilfebedarf ist überschaubar. Sogwirkung folgt aus Nicht-
Kümmern, nicht aus Pull-Effekten. Frühzeitige kommunale Unterstützung senkt Folgekosten, verhindert 
Sozialraumkonflikte. München zeigt: ein anderer Weg ist möglich (Übernachtungsschutz).

3 — Strukturen anpassen
Integrationskurse sind für Arbeitsmigration pauschal unpassend. Unterbringung bei Arbeitsmigration ist 
öffentliche Aufgabe — nicht delegierbar. Wohnungsnotfallhilfe und ordnungsrechtliche Unterbringung sind kein 
geeignetes Instrument für diese Konstellation, gleichen aber aus, was versäumt wird.
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Herzlichen Dank!

Bei Fragen und Anregungen melden Sie sich gerne.

joachimkrauss@bagw.de

Joachim Krauß
Fachreferent Migration & stv. Geschäftsführer | BAG Wohnungslosenhilfe e.V.


